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VON CHRISTINE V. WEIZSÄCKER

Natürlich ist es besser, Schäden
durch Gentechnik von vornher-
ein zu vermeiden. Schadensver-
meidung hat Vorfahrt. Vorsor-
gende Entscheidungen haben
Vorfahrt. Wenn nirgends gen-
technisch veränderte Organis-
men, GVOs, zugelassen würden,
dann könnte man sich viel zu-
sätzliche nationale und interna-
tionale Gesetzgebung sparen.
Und man könnte sich das müh-
same juristische Kleingedruckte
bei der Erarbeitung eines inter-
nationalen Gentechnikhaftungs-
abkommens ersparen.

Zwerge und Riesen
GVOs werden aber in vielen Län-
dern zugelassen. Ihre Verbrei-
tung wird von gigantischen Saat-
gutkonzernen betrieben. Sicher-
heitsauflagen einzelner Länder
und Ländergruppen werden von
der WTO als „Handelshindernis“
gebrandmarkt und abgestraft.
Die weltweite Marktdurchset-
zung und -beherrschung ist nati-
onales Politikziel in den USA.
Und gegen diese Giganten will
ein Zwergenabkommen, von
dem viele zum erstenMal hören,
antreten? Es ist schon angetre-
ten. EswarenUmweltregierungs-
beamte aus armen Entwick-
lungsländern, Vertreter von Zi-
vilgesellschaft und sozialen Be-
wegungen, Kleinbauern, Öko-
bauern und Verbrauchern, Re-
präsentanten indigener Völker
und unabhängige Wissenschaft-
ler aus vielen Ländern, die sich
seit 1994 gemeinsam für einUm-
welt- und Gesundheitsschutzab-
kommen im Gentechnikbereich
einsetzten, das höherrangig, zu-
mindest aber gleichrangig mit
derWTO sein sollte.

Ein überraschender Erfolg wa-
ren Verhandlungen über ein Bio-
sicherheitsprotokoll unter dem
Dach der Konvention über biolo-
gischeVielfalt, die im Jahre 2000
abgeschlossen wurden. Der Pro-
tokolltext hatte allerdings unter
dem Druck der agrarexportie-
rendenLänderUSA,Kanada,Aus-
tralien, unterstützt von Argenti-
nien, Uruguay und Chile, beglei-
tet vom Druck der großen Gen-
technik-Multis viele Federn las-
sen müssen. Inzwischen ist das
Protokoll von 147 Staaten ratifi-
ziert worden, darunter viele afri-
kanische Staaten und kleine In-
selstaaten, die sonst keine Chan-
ce sähen, gegen die GVO-Ein-
fuhr- und Kontaminierungsma-
schine des Weltmarkts anzuge-
hen.
Auch die Europäische Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten

sind Vertragspartner. Ein Rechts-
instrument braucht oft viele
Bausteine, um seine Schutzauf-
gaben erfolgreich anzugehen.
Das Vorsorgeprinzip als Grund-
lage von Entscheidungen ist an-
erkannt. Die Nicht-Unterord-
nung dieses Rechtsinstruments
unter die WTO ist verankert. Das
Recht der Staaten, zu erfahren,
was in ihr Land kommen soll,
und das Recht, nach eigener Ab-
wägung gegebenenfalls Nein zu
sagen, ist etabliert.

Andere nötige Bausteine blie-
ben nur als schwache Merkpos-
ten im Protokolltext. Man hoffte,
dass diese Lücken durch die en-
gagierten Vertragsstaaten
schnell mit gehaltvollen Be-
schlüssen gefüllt werden könn-
ten. Die großen Protokollgegner
würden ja dann nicht mehr mit-

gestalten können. Inzwischen
sind aber viele Entwicklungslän-
der selbst zu GVO-Anbauern und
-Exporteuren geworden. Das
führt zu innenpolitischen und
zwischenstaatlichen Konflikten,
vor allem in Lateinamerika. Und
auch mit nur indirektem Ein-
fluss sind die USA mächtig. Im-
merhin, eine der Lücken im Bau
des Biosicherheits-Protokolls
wurde schon geschlossen: Iden-
tifizierungs- und Dokumentati-
onspflichten wurden vervoll-
ständigt. In Bonn wird der Start-
schuss für die „Einbeziehung
von sozioökonomischen Auswir-
kungen“ in die Risikoabschät-
zung gegeben. Eine Technologie,
diemit großemPR-Aufwand ihre
sozioökonomischen Vorteile be-
tont, wird sich da der Realitäts-
prüfung auf sozioökonomische

Schäden stellen müssen. Wer
zahlt im Schadensfall?

Und jetzt zumHauptthema in
Bonn: Haftung und Wiedergut-
machung. Reiche können sich
ihr Wohlergehen und ihre Si-
cherheit kaufen. Arme brauchen
wirksamen Rechtsschutz. Das
erste Vertragsstaatentreffen hat-
te sofort eine Arbeitsgruppe be-
auftragt, in 5 einwöchigen Sit-
zungen bis zum Jahre 2008 Re-
geln und Verfahren für Haftung
und Wiedergutmachung zu erar-
beiten. Darüber solle dann das
vierte Vertragsstaatentreffen,
MOP 4, entscheiden. Es ist 2008.
Und in Bonn findet MOP 4 im
Mai statt. Wie sieht es aus? Das
fünfte, letzte Treffen der Arbeits-
gruppe fand imMärz in Cartage-
na statt. Ihr Entwurf versucht
mühsam widerstreitende Vor-

schläge unterzubringen. So se-
hen bei konfliktreichen Themen
internationale Verhandlungs-
vorlagen vor der Schlussver-
handlung jedoch häufig aus. Im-
merhin wurden vor MOP 4 noch
drei weitere Verhandlungstage
und -nächte in Bonn angesetzt.
Kann das noch zu einem erfolg-
reichen Abschluss führen? Nicht
jeder geglückte Abschluss ist
auch einwirklicher Erfolg. Ein in-
haltsleeres Abkommen, das den
gegenwärtig schon erreichten
Zustand normaler nationaler
Haftungsgesetzgebung als Erfolg
verkauft, ist schlechter als gar
nichts.Manwürde damit Verbes-
serungen auf nationaler und in-
ternationaler Ebene auf Eis le-
gen.

Was ist nötig, damit kein Op-
fer ohne Entschädigung bleibt?

Schäden an biologischer Vielfalt,
an menschlicher Gesundheit, an
LebenundBesitz, an sozioökono-
mischenChancenmüssen einbe-
zogen sein. Wir brauchen Ge-
fährdungshaftung und Beweis-
lastumkehr. Haftungsregeln
müssen auf nationaler Ebenemit
der Verpflichtung ergänzt wer-
den können, jeden Import gegen
mögliche Schäden zu versichern.
Damit würde das Verursacher-
prinzip ganz in die Nähe des Vor-
sorgeprinzips rücken, denn ein
Betreiber, der die Risikokosten in
seine Wirtschaftlichkeitsrech-
nung einbeziehen muss, wird
vorsichtiger entscheiden. Betrei-
ber müssen bei drohenden oder
eingetretenen Schäden die zu-
ständige Behörde sofort infor-
mieren und geeignete und wirk-
same Gegenmaßnahmen ergrei-
fen. Die Behörde muss ihrerseits
auch Maßnahmen veranlassen
und die Kosten beim Betreiber
zurückfordern können. Für Fälle,
wo das nicht geht, muss ein
Fonds zur Verfügung stehen, der
dann einspringt.

Von der Industrie
kritisch beäugt
Die großen sechs der Agrargen-
technik, Monsanto, Syngenta,
BayerCropScience, BASF, Dow-
AgroSciences und DuPont/Pio-
neer boten in Cartagena einen
Sechser-Pakt an. Man werde für
die Wiedergutmachung „be-
trächtlicher tatsächlicher Schä-
den an der biologischen Vielfalt,
die durch ihre Produkte verur-
sacht würden“, sorgen. Doch da-
mit würden andere Schadenska-
tegorien ausgeschlossen. Ange-
sichts der Aussage der Industrie,
dass „die Anwesenheit eines
GVOs in einem Ökosystem nicht
als Schaden zu betrachten sei“,
werden zudem alle Kontaminati-
onsfälle ausgeschlossen. Da die
Wirtschaft häufig eine freiwillige
Selbstverpflichtung anbietet,
wenn ein wirksames bindendes
Rechtsinstrument droht, könnte
man aus dem Angebot, das wohl
nicht mehr als einen Schadens-
fall unter tausend abdeckenwür-
de, immerhin den ermutigenden
Schluss ziehen, dass wir nicht
weit von einem wirksamen in-
ternationalen Haftungsregime
entfernt sind. Europamuss aller-
dings dringend seine Bremser-
rolle mit dem sogenannten Dop-
pelschrittansatz aufgeben, der
Verzögerungen um viele Jahre
zur Folge hätte. Leider zögert der
GVO-Weltmarkt überhaupt
nicht. Geschädigte gibt es schon
jetzt. Die Zivilgesellschaft doku-
mentiert weitere Fälle aus aller
Welt und wird sie bei den Ver-
handlungen vorlegen.

Gentechnik-Haftung
Mit dem Biosicherheitsprotokoll versuchen Staaten ihre Sicherheitsinteressen durchzusetzen.

Herr Schmeiser, wie ist die Situ-
ation in der Landwirtschaft in
Kanada? Gibt es ein Höfester-
ben wie in Europa?
Percy Schmeiser: Weil viele jun-
ge Menschen nicht in den Betrie-
ben bleiben, werden die Farmen
immer größer. Auch in unserer
Region sind Farmen mit 1.000
oder 2.000 Hektar nichts Unge-
wöhnliches mehr. Diese Betriebe
machen ausschließlich Acker-
bau. Auch die viehhaltenden Be-
triebe, Schweine- und Rinderfar-
men, werden immer größer. Stäl-
lemit 5.000 oder 10.000 Schwei-
nen sind keine Sltenheit. Diese
Entwicklung macht es für die
kleineren Farmer sehr schwierig,
zu bestehen.

Sie waren selbst Farmer. Wie
großwar Ihr Betrieb?Hatten Sie
Tiere, was haben Sie angebaut?
Unsere Farm liegt in Westkanada
und ist 650 Hektar groß. Wir wa-
ren, was man in Kanada „Grain-
farmers“ nennt, hatten also kei-
ne Rinder oder Schweine. Wir ha-
ben Weizen, Hafer und Gerste,
aber vor allem unterschiedliche
Rapssorten angebaut.

AlsMonsanto Siemit dem Er-
gebnis konfrontierte, dass Spu-

ren des gentechnisch veränder-
ten und patentierten Saatguts
auf Ihren Flächen gefunden
worden sind, wieso haben Sie
damals die Strafe nicht einfach
gezahlt, sondern sich der Ausei-
nandersetzung gestellt?
Ich denke, am Anfang haben wir
gar nicht richtig realisiert, in
welcher Situation wir uns befan-
den. Vielleicht hätten wir uns
mit Monsanto einigen können.
Was wir aber nicht akzeptieren
wollten, war, dass wir uns ver-
pflichten sollten, nicht über den
Vorgang zu reden. Uns war klar,
dass wir unsere Meinungsfrei-
heit nicht aufgeben konnten.
Kein Unternehmen hat das
Recht, die Meinungsfreiheit zu
kontrollieren.

WohernehmenSie IhreMoti-
vation in diesem Kampf?
Was uns viel geholfen hat, war
unser christlicher Glauben. Wir
haben einen starken religiösen
Hintergrund. Der hat uns im
Kampf gegen Monsanto sehr ge-
holfen.

Sie sagten, dass Ihr Fall Kon-
sequenzen für die derzeitige
Diskussion in Kanada hatte?
Während meines Prozesses wur-

den viele Informationen öffent-
lich, die bisher nicht zugänglich
gewesen waren. Dabei stellte
sich heraus, dass die kanadische
Regierung gemeinsammit Mon-
santo gv-Pflanzen entwickelte.
Das war eine große Überra-
schung. Wir fanden auch heraus,
dass die kanadische Regierung
für jedes Bushel (US-Volumen-
maß, ca. 35 Liter) GMO, das ver-
kauft wurde, eine Gebühr be-
kam. Sie können sich den Auf-
ruhr denken, der daraufhin ein-
setzte. Die Regierung beendete
unmittelbar ihre Zusammenar-
beit mit Monsanto.

Wiewar es für Sie persönlich,
Ihre Frau und Ihre Kinder?
Unser Glück war, dass wir, nach-
dem der Fall vor Gericht war, all
die Forderungen von Monsanto
nicht bezahlen mussten. Wenn
wir das hätten tun müssen, wä-
ren wir finanziell ruiniert gewe-
sen. Ichwerde nie vergessen, was
meine Frau sagte, als wir zum
Anwalt fuhren, um die Entschei-
dung des Gerichts entgegenzu-
nehmen. Sie schaute zu unserem
Haus und sagte: „Ich hoffe, ich
habe heute Nacht noch ein Dach
über dem Kopf.“

Woher kamen die vielen tau-
send Dollar für die Gerichts-
und Anwaltskosten?
Das Geld bekamen wir, indem
wir unser Farmland beliehen.
Und dann baten wir um Hilfe.
Überall auf der Welt haben uns
Organisationen und Einzelper-
sonen unterstützt. Die Auseinan-
dersetzung ist aber noch nicht zu
Ende.

Umgekehrt haben jetzt Sie
Monsanto verklagt.
Zwei Jahre nach dem ersten Fall
wurde unser Feld erneut verun-
reinigt. Wir bauten auf diesem
Feld Senf an. Monsanto wies
nach, dass auf diesem Feld auch
gv-Raps wuchs. Wir forderten
von Monsanto, dass sie den Raps
von Hand entfernen. Ihre Bedin-
gung war, dass wir einen Vertrag
unterschreiben und darauf ver-
zichten,Monsanto vorGericht zu
bringen, und dass wir uns zum
Schweigen verpflichten. Wir ha-
ben den Vertrag nicht unter-
schrieben, und ich sagte zuMon-
santo: „Sie haben Ihr Eigentum
auf unserem Eigentum. Nehmen
Sie es weg.“ Monsanto weigerte
sich, die Pflanzen zu entfernen,
wenn wir den Vertrag nicht un-

terzeichnen. Also ließen wir die
Pflanzen entfernen. Die Rech-
nungen schickten wir Monsanto.
Die haben nicht gezahlt, und wir
gingen vor Gericht.

Wie ist die Situation der GVO
in Kanada?
Überall, wo gentechnisch verän-
derte Sorten eingeführt wurden,
gab es ein Desaster. Die Erträge
gingen zurück, neue Superun-
kräuter entstanden, und der Ein-
satz giftiger Pflanzenschutzmit-
tel stieg.

Warum investieren die Un-
ternehmen so viel in gentech-
nisch veränderte Pflanzen?
Es geht nicht darum, denHunger
der Welt zu bekämpfen, wie oft
behauptetwird. Es geht nicht um
die Steigerung der Erträge. Es
geht einzig darum, das Saatgut
zu kontrollieren. Das ist, worum
sich alles dreht. Kontrolle!

Wie ist die Stimmung unter
den Farmern, unter den Nach-
barn?
Inzwischen gibt es viel Misstrau-
en zwischen den Nachbarn und
unter den Farmern. Sie wird zu-
sätzlich von den Monsanto-Mit-
arbeiter geschürt, die die Frauen
und Familien ausfragen, um zu

erfahren, was die Farmer ma-
chen.

Wie ist das Verhältnis zu Ih-
ren Nachbarn? Einer von ihnen
ist für die Verunreinigung auf
Ihren Feldern verantwortlich.
Ich weiß, von wem die Verunrei-
nigung kam. Es war in diesem
Fall kein Pollenflug, sondern ist
während des Transports pas-
siert, weil er keine Plane auf dem
Hänger hatte. Viele Leute haben
mich immerwieder gefragt, war-
um hast du deinen Nachbarn
nicht verklagt. Aber wie kannst
du deinen Nachbarn verklagen,
wenn ihr Freunde seid, gemein-
sam feiert, die Kinder zusam-
men Hockey spielen? Wie kann
man so einen Nachbarn verkla-
gen?

Was denken die Kanadier
über die Ablehnung der Gen-
technik in Europa?
Wir sind sehr froh, dass die Euro-
päer sich gegen die Unterneh-
men zur Wehr setzen. Wir hätten
in Kanada auch ein Moratorium
haben sollen, ummehr testen zu
können.

Vielen Dank für das Ge-
spräch.

INTERVIEW: SIGRID HERBST

Es geht darum, das Saatgut zu kontrollieren!
Über ein Jahrzehnt kämpfte Percy Schmeiser gegen unberechtigte Patentforderungen. Der kanadische Farmer und Träger des Right Livelihood Awards im Interview
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